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Die Flüchtlinge durch den  
Winter bringen

Besuch der Flüchtlingscamps um die kurdischen Städte Dohuk und Erbil

E
twa 630.000 Menschen sind 
im August mit dem, was sie am 
Körper trugen um ihr Leben ge-
laufen. Sie flüchteten in einem 

achttägigen Fußmarsch vom Sinjar-Gebir-
ge über Syrien in die kurdische Provinz 
Dohuk im Irak. Neben den Jesiden wa-
ren auch Christen, Turkmenen und viele 
Araber auf der Flucht vor den Kämpfern 
des „Islamischen Staats“. Die Christen 
flohen nach der Einnahme der Stadt Mos-
sul, nachdem der IS begonnen hatte, den 
Christen eine „Kopfsteuer“ abzunehmen.

Jesidische Frauen, die aus der Gefangen-
schaft des IS zurückgekehrt sind bzw. von 
ihren eigenen Familien zurückgekauft wur-
den, trauern um ihre ermordeten Männer, 
Väter, Großväter und Söhne. Sie sind ge-
plagt von Albträumen und fragen sich mit 
großer Angst, ob sie ihre von der IS ent-
führten Schwestern oder Mütter jemals 
wiedersehen werden. 

In ihren Erzählungen finden sich syste-
matische und wiederkehrende Muster der 
Mittäterschaft. Es waren die unmittelbaren 
Nachbarn der jesidischen und christlichen 
Minderheiten, die Familien von nebenan 
an den IS verraten haben und ihnen ihr 
Hab und Gut stahlen. Es waren junge Män-
ner, die sich - aus zahlreichen arabischen, 
westlichen und asiatischen Ländern kom-
mend - dem IS anschlossen und die Frau-
en und Mädchen mit der Pistole am Kopf 
zwangen, zum Islam zu konvertieren, sie 
misshandelten und vergewaltigten. Es wa-
ren „arabische Familien“, die schließlich 

die gefangenen Jesidinnen oder Christin-
nen zu Hause anrufen ließen, damit die 
Verwandten ihre Mädchen gegen Lösegeld 
wieder freikauften. 

E s ist diese Mittäterschaft von zahlrei-
chen Menschen in der Zivilbevölke-

rung, die mich trifft, weil ich sie in dieser 
Massivität nicht erwartet hatte. Nach-
fragen bei kurdischen Intellektuellen er-
geben übereinstimmend die Schätzung, 
dass mindestens 30–40 Prozent der kur-
dischen Bevölkerung die Praktiken des IS 
billigen.

Die kurdische Autonomie-Regierung ist mit 
der großen Zahl der immer noch einströ-
menden Flüchtlinge völlig überfordert. Der 
Großteil lebt in Zelten, die zumeist nicht 
winterfest sind. Es fehlt an Winterkleidung, 
Wasch- und Toilettenmöglichkeiten und 
warmen Decken. Außerdem gibt es kaum 
getrennte Sanitäranlagen für Frauen, keine 
Schulen und Beschäftigungsmöglichkei-
ten. Die Nahrung wird überwiegend durch 
die Regierung des kurdischen Ministerprä-
sidenten Barzani gestellt, Zelte, Decken, 
Kleidung, Sanitäranlagen durch interna-
tionale Hilfsorganisationen. Die Helfer be-
klagen die fehlende Koordination und die 
Bürokratie.

D ie Gesundheitsversorgung in den 
Flüchtlingslagern gewährleisten mobi-

le Behandlungseinheiten aus den Kranken-
häusern der kurdischen Autonomieregie-
rung bzw. mobile Behandlungseinheiten 
internationaler Hilfsorganisationen. Die 
psychiatrische Versorgung übernehmen 
die Krankenhäuser in Erbil und in Dohuk. 
Am Azadi-Krankenhaus in Dohuk arbeiten 
beispielsweise lediglich drei Psychiater, die 
die Versorgung nicht ausreichend sicher-
stellen können. 

Der Genozid an den Jesiden hat seine Vor-
geschichte in einer lange andauernden 
Diskriminierungspolitik und systemati-
schen Übergriffen auf die ethnischen und 
religiösen Minderheiten im Irak – sowohl 
während des Regimes von Saddam Hus-

sein als auch infolge des Irakkrieges und 
der nachfolgenden Besatzungspolitik. Eine 
„einzige richtige“ Antwort, wie die extre-
men Menschenrechtsverletzungen des IS 
und der Krieg gegen die Zivilbevölkerung 
im Irak kurzfristig gestoppt werden kön-
nen, gibt es nicht. Aber militärische Lösun-
gen werden sich als Sackgasse, vielleicht 
sogar als Bumerang erweisen und neue 
terroristische Gruppen hervorbringen. Sie 
sind keine Antwort auf das stark verwur-
zelte extrem konservativ und demokratie-
feindliche religiös geprägte Denken, das so 
viele Menschen der gesamten Region in 
ihren Protesten seit 2011 infrage stellten. 

D ie Konfliktlage im Irak und in der Re-
gion ist komplex: Sie umfasst viele 

miteinander verwobene Teilkonflikte und 
ist eng mit den Ressourcenkonflikten um 
Öl und Gas sowie andere Bodenschätze 
verbunden. Gleichzeitig geht es um die 
regionale Vormachtstellung zwischen den 
sunnitisch geprägten Regionalmächten 
Saudi-Arabien, Katar und Türkei einerseits 
und den schiitisch-alawitisch geprägten 
Regionalmächten Iran, Irak und Syrien 
andererseits. Zudem kämpft das NATO-
Bündnis um die globale Vormachtstellung 
mit Russland und China.

Als ärztliche Friedensorganisation fordern 
wir zuallererst die Aufstockung der deut-
schen Nothilfegelder von bisher ca. 50 auf 
100 Millionen Euro noch für dieses Jahr. 
Notwendig sind zudem großzügige finan-
zielle Hilfen zum Ausbau der psychosozia-
len Versorgung der traumatisierten Flücht-
linge sowie eine deutliche Erhöhung der 
Aufnahmezahlen der Kriegsflüchtlinge aus 
dem Irak und Syrien nach Deutschland 
und in die Europäische Union.
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